
  
 

  
   

 

 

 

 

 

 

 

  

  

 

  

 

Rede von Oberbürgermeisterin Henriette Reker anlässlich 
des Empfangs für kommunalpolitische Mandatsträgerinnen 
und Mandatsträger der Wahlperiode 2014 bis 2020 am 5. 
September 2022 in Köln-Deutz 

Es gilt das gesprochene Wort! 

Liebe Demokratinnen und Demokraten, 

liebe Gäste, 

angesichts der Vielfalt der Verdienste der hier Versammelten, 

die in so vielen verschiedenen Gremien erworben wurden, 

denke und hoffe ich, dass ich mit „Demokratinnen und 

Demokraten“ die passende Anrede gefunden habe. 

Zu Beginn meiner Rede bitte ich Sie darum, sich von Ihren 

Plätzen zu erheben zu Ehren der Verstorbenen, die Mitglied in 

den kommunalen Gremien unserer Stadt waren. 

Liebe Gäste, sie haben sich ehrenamtlich in den Gremien der 

kommunalen Selbstverwaltung unserer Stadt engagiert, viele 

von Ihnen tun dies auch weiterhin. 

Als Mitglieder im Rat der Stadt Köln, als Sachkundige 

Bürgerinnen oder Sachkundige Einwohner in seinen 

Ausschüssen. Sie waren oder sind Mitglieder der neun 

Bezirksvertretungen. 



 

  

 

 

   

   

 

 

 

 

 

 

 

  

  

 

   

  

 

 

Sie engagieren sich im Integrationsrat. Bei der 

Seniorenvertretung. Oder als Mitglied Runder Tische. Sie 

begleiten die Stadtpolitik in Räten und Beiräten, als Mitglieder 

von Stadtarbeitsgemeinschaften. Sie bringen sich ein – etwa in 

den Arbeitskreis Barrierefreies Köln. Sie mischen mit in 

weiteren, äußerst zahlreichen Gremien regional wie lokal. 

Und das alles taten oder tun Sie in Ihrer Freizeit oder neben der 

Arbeit. Sie nehmen dazu Einschränkungen des Privat- und 

Familienlebens oder auch berufliche Einbußen in Kauf. Und 

erhalten dafür nur selten die Anerkennung, die dieses 

Engagement verdient. Deshalb war es mir ein besonderes 

Anliegen, diesen aufgrund der Corona-Pandemie mehrfach 

verschobenen Empfang nachzuholen. Um Ihnen zu danken, 

aber auch um Ihren Umfeld meine hohe Anerkennung 

auszusprechen. Wer sich ehrenamtlich in der Kommunalpolitik 

einsetzt, braucht ein privates und familiäres Umfeld, welches 

das Engagement mitträgt. Hinter jedem und jeder von Ihnen 

sitzt ein Partner oder eine Partnerin, Freunde, Familie und 

Verwandte, die Ihr Engagement möglich machen. All jenen 

Menschen möchte ich heute von Herzen „Danke“ sagen. 

Liebe Gäste, sicherlich ist jede und jeder von Ihnen irgendwann 

einmal gefragt worden: „Warum tust du dir das eigentlich an?“ 

Vielleicht hat der ein oder die andere, der oder die bis 

spätabends noch einer Ausschuss- oder Fraktionssitzung 

beigewohnt hat, sich diese Frage sogar bereits selbst gestellt. 



  

  

   

 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

 

Und ich bin sicher, die Antwort ist niemandem hier schwer 

gefallen: aus Leidenschaft für die Demokratie. 

Nur wer aus vollem Herzen Demokrat oder Demokratin ist, der 

ringt mit Verve um Straßenführungen, um Bauleitplanungen 

oder Friedhofsordnungen. Der oder die weiß: Kleine Themen 

gibt es in der Kommunalpolitik nicht. Alle Entscheidungen die 

wir gemeinsam treffen, haben unmittelbare Auswirkungen auf 

die Kölnerinnen und Kölner. Jede Frage verdient eine 

ausgewogene und sachliche Debatte. 

Liebe Demokratinnen und Demokraten, die Kommunalpolitik ist 

ein einzigartiges verfassungsrechtliches Konstrukt. Als Teil der 

Exekutive gehört sie zur kommunalen Selbstverwaltung. 

Kommunalpolitik und Verwaltung machen keine Gesetze, 

sondern führen sie aus. Dabei sind sie aufeinander 

angewiesen. 

Die Verwaltung bringt ihre Fachexpertise als hauptamtlicher Teil 

ein, während für ehrenamtliche Mitglieder der kommunalen 

Gremien Fachexpertise eben in der Regel keine 

Eingangsvoraussetzung ist, auch wenn Sie bei unzähligen 

Mitgliedern zweifelsohne in höchstem Maße vorhanden ist. 

Dass es aber keine qualifizierenden Eintrittshürden gibt, ist gut 

so! Sie sollen mit der Brille der normalen Kölnerin, des mitten 

im Leben stehenden Kölners auf Vorlagen und Themen blicken. 

Ihre wertvollste Expertise ist Ihre intime Kenntnis der Stadt und 

das Gehör in die Bevölkerung. Als Chefin der Verwaltung 



   

 

 

    

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

möchte ich Ihnen sagen: Die Verwaltung ist nicht nur formell auf 

sie angewiesen, sondern sie ist es ganz konkret. 

Liebe Gäste, das Zusammenleben in unserer Stadt würde also 

überhaupt nicht funktionieren, wenn es nicht Menschen gäbe 

wie Sie, die ihr demokratisches Recht auf Mitbestimmung, das 

passive Wahlrecht, selbstbewusst wahrnehmen. Die sich mit 

Themen und Problemen auseinandersetzen, die sie persönlich 

mitunter gar nicht tangieren. Und dabei immer das Wohl der 

Allgemeinheit voranstellen. 

Lassen Sie mich an dieser Stelle zwei Punkte festhalten, eine 

Bitte an Sie und dann eine Forderung an den Gesetzgeber. 

Ich empfinde die politische Kultur in Köln als hochlebendig, 

engagiert, mitunter rau im Ton aber meist doch herzlich. Seit 

vielen Jahren wird bundesweit über die Verrohung politischer 

Debatten geklagt, über einen Verfall der politischen Kultur. 

Lassen Sie uns als politische aktive Menschen den Geist der 

politischen Kultur in Köln in andere Kommunen und auf höhere 

Ebenen exportieren. 

Nehmen wir uns den Vorsatz, die Debattenkultur in unserem 

Land zu verbessern, die tiefen Gräben zwischen 

Weltanschauungen und Wertvorstellungen zwischen einzelnen 

Gruppen der Bevölkerung zu verkleinern. 



 

 

  

 

 

  

 

 

  

 

 

 

  

   

 

 

 

 

Das ist leicht gesagt, doch was bedeutet so ein Vorsatz für den 

Einzelnen und die Einzelne? Wie verändern wir so etwas 

Abstraktes wie eine Debattenkultur? 

Ich finde, es beginnt damit, dass Angehörige des 

demokratischen Spektrums sich gegenseitig jederzeit 

zugestehen, das Beste für unsere Mitmenschen und für unsere 

Stadt oder für unser Land zu wollen. Wer einem anderen 

Demokraten oder eine Demokratin nämlich die Redlichkeit 

seiner oder ihrer Absichten abspricht, der begeht aus meiner 

Sicht bereits eine Grenzüberschreitung, da so ein Vorwurf den 

Kern des demokratischen Zusammenlebens betrifft. 

Gerade in der Kommunalpolitik träfe ein solcher Vorwurf ins 

Leere. Niemand verbringt aus Egoismus ihre oder seine 

Feierabende in Ausschüssen und Gremien. 

Ich bin überzeugt: Dann ist der Antrieb jeweils, das Beste für 

Köln oder für unser Land zu wollen. Und ich denke, wenn wir 

uns das in zukünftigen Debatten, auch im Eifer des Gefechts, 

klarmachen: Mein Gegenüber will vielleicht etwas anderes, aber 

er will nichts mutwillig Schlechtes. Dann können wir hier in Köln 

Vorbild in Sachen politischer Kultur sein. Vorbild sein für eine 

zivile Debatte. 

Untrennbar verbunden mit sachlicher, ziviler Debatte und mit 

der Kommunalpolitik überhaupt ist der Kompromiss. Lassen Sie 

mich auf ihn ein Lob aussprechen, auch wenn er manchmal 



 

 

   

 

 

 

 

 

 

  

 

 

 

  

   

 

 

 

 

besonders mühsam erscheint. Sicher hat sich jede und jeder 

von uns schon einmal über einen Kompromiss geärgert. Der 

Begründer der Stadtsoziologie, Georg Simmel, war der 

Auffassung, der Kompromiss sei eine der größten Erfindungen 

der Menschheit. So weit will ich jetzt vielleicht nicht gehen. Aber 

wir sollten es nicht weiter zulassen, dass die politischen Ränder 

den Kompromiss zur Schwäche des politischen Systems, zur 

Schwäche der politischen Mitte umdeuten. Unsere 

Stadtgesellschaft ist vielfältig, die Interessen verschiedener 

Gruppen scheinen oft gegensätzlich. 

Das erleben wir bei großen Identitätsfragen wie etwa beim 

Migrationsthema, wovon die großen Metropolen besonders 

betroffen sind, aber auch bei den Themen Wohnen oder 

Mobilität. 

Der Auffassung von Politik als Nullsummenspiel – der eine 

gewinnt, wenn der andere verliert – oder auch: „Wenn der 

andere gewinnt, verliere ich.“ müssen wir mit der 

ausgleichenden Kraft des Kompromisses entgegentreten. 

Liebe Gäste, lassen Sie mich schließen mit einer politischen 

Forderung. Ich hatte es beschrieben; eine Millionenstadt wie 

Köln ist in besonderem Maße von der Mitarbeit der Engagierten 

abhängig. 

Gleichwohl bedeutet die schiere Größe unserer Stadt, die mehr 

Einwohnerinnen und Einwohner als die Bundesländer Bremen 



 

 

  

 

 

 

  

 

 

 

  

    

 

und Saarland hat, dass die zeitliche Belastung für 

ehrenamtliche Kommunalpolitikerinnen und Kommunalpolitiker 

nicht selten deutlich am Rande des Zumutbaren ist. Gerade auf 

die Mitglieder des Rates strömen immer mehr Themen ein. 

Vorlagen der Verwaltung werden aus Gründen, die die Stadt 

nicht zu verantworten hat, rechtlich immer komplexer. Ich halte 

es daher für richtig, dass das Land NRW eine angemessenere 

Entschädigung mindestens für Ratsmitglieder in 

Millionenstädten einführt, ähnlich wie es etwa in München 

bereits seit Jahrzehnten praktiziert wird. Eine Situation, in der 

ehrenamtliches Engagement praktisch unvereinbar wird mit 

beruflicher Tätigkeit dürfen wir nicht zulassen. 

Liebe Demokratinnen und Demokraten, 

liebe Gäste, 

politische Ämter, auch Ehrenämter, werden immer nur auf Zeit 

verliehen. Sie inne zu haben bedeutet Ehre und Privileg, 

Belastung und Verantwortung in einem. Sie haben sich 

zwischen 2014 und 2021 und darüber hinaus um unsere Stadt 

verdient gemacht. Dafür danke ich Ihnen herzlich. 


